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Die gute Seite des Kapitalismus

Von Dierk Jensen

Er war wahrlich ein Mann un-
konventioneller Methoden. So 
warf er 1948 als Mitglied des 
schweizerischen Nationalrats 
theatralisch Steine ins Fenster 
des Parlaments, um sich in der 
Öffentlichkeit noch mehr Ge-
hör zu verschaffen. Und er ist bis 
heute, weit über die Schweiz hi-
naus, eine Ikone der konsumge-
nossenschaftlichen Idee: Gott-
lieb Duttweiler. Der legendäre 
Kaufmann aus Zürich gründete 
im Jahr 1925 die Migros, die sich 
seither anschickt, mit genossen-
schaftlichen Unternehmensmo-
dellen Produkte des täglichen 
Gebrauchs für die Konsumen-
ten kostengünstig bereitzustel-
len. Mit diesem Ansatz erzielte 
der 1962 verstorbene Duttwei-
ler schon zu Lebzeiten großen 
wirtschaftlichen Erfolg, der sich 
bis in die Gegenwart fortsetzt. 
Denn heute ist die Migros einer 
der größten Einzelhandelskon-
zerne der Schweiz, ist Arbeitge-
ber von über 100.000 Beschäf-
tigten und setzt jährlich rund 28 
Milliarden Franken um.

Dabei ist die Migros nur eine 
von vielen Varianten genossen-
schaftlicher Verbraucherorgani-
sationen, deren Anfänge bis in 
die Zeit der industriellen Revo-
lution zurückreichen. Der Ge-
danke ihrer Initiatoren war es 
immer, durch den Zusammen-
schluss einer großen Anzahl 
von Arbeitern bzw. Konsumen-
ten und bei gleichzeitiger Umge-
hung des Zwischenhandels die 
Preise vor allem der Lebensmit-
tel und auch darüber hinaus al-
ler anderen Verbrauchsgüter 
deutlich zu senken. Die ersten 
solcher Organisationen entstan-
den in England, später kam die 
Idee auch nach Kontinentaleu-
ropa. Einer der wohl bekann-
testen Akteure auf diesem Ge-
biet ist sicherlich Friedrich Wil-
helm Raiffeisen, der allerdings 
nicht in erster Linie die Arbeiter-
schaft, sondern eher die ländli-
che Bevölkerung und vor allem 
die Bauern im Blick hatte. Ein 
weiterer wichtiger Wegberei-
ter des Genossenschaftswesens 

1950 feierte der legendäre Gottlieb Duttweiler 25 Jahre Migros   Foto: Keystone/picture alliance

Konsumgenossenschaften gibt es seit der industriellen Revolution. Ihre Arbeitsweisen sind zwar nicht neu, doch 
sie erleben gerade wieder neuen Zulauf. Soziale und ökologische Verantwortung sind stark gefragt

taz 🐾     thema
genossenschaften die verlagsseiten der taz

www.taz.de | anzeigen@taz.de | fon 030-25902314 | fax 030-2510694 | Impressum Redaktion:  Lars Klaaßen | Foto-Red.: Mathias Königschulte | Anzeigen: Dennis Dührkoop

in Deutschland war sein Zeit-
genosse Hermann Schulze-De-
litzsch, der 1849 die Schuhma-
chergenossenschaft gründete 
und in den darauffolgenden 
Jahrzehnten Wegbereiter von 
vielen Spar- und Konsumverei-
nen war, die gebildet wurden, 
um quasi selbstorganisiert das 
nötige Geld für Investitionen ih-
rer Mitglieder respektive Genos-
sen bereitstellen zu können.

Versöhnung vs. Revolution
Diese von der vielfältigen Ge-
nossenschaftsbewegung prak-
tizierte „Versöhnung“ von Kapi-
tal und Arbeit war allerdings in 
der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts vielen in der SPD ein 
Dorn im Auge. Damals kritisier-
ten wichtige sozialdemokrati-
sche Parteistrategen die Spar-, 
Darlehns- und sonstigen Kon-
sumgenossenschaften wegen 
ihrer sozial kittenden Funktion, 

die eine – nach streng marxisti-
schem Diktum – revolutionäre 
Situation verhindern und damit 
das Ende des Kapitalismus hin-
auszögern würden.

Nun gut, dieser Diskurs ist 
von vorgestern. Letztlich hat 
sich der Kapitalismus, oder sa-
gen wir: die „Globalisierung“ 
der Handelsströme spätes-
tens seit dem Ende der Sowjet-
union und des Mauerfalls welt-
weit durchgesetzt. Mit all den 
bekannten negativen Auswir-
kungen hinsichtlich der sozia-
len Gerechtigkeit und auf das 
Klima und den Umweltschutz. 
So geben profitorientierte Akti-
engesellschaften und die Börsen 
den wirtschaftlichen Takt auf 
dem Globus, nicht die Genos-
senschaft mit sozialem Ethos. 
Shareholder-Value steht in vie-
len globalen Unternehmen ein-
sam hoch im Kurs, Partizipation 
im genossenschaftlichen Sinne 

„Alle für einen – einer für alle“ 
ist im wirtschaftlichen Treiben 
eher eine Randfigur.

Dennoch ist die genossen-
schaftliche Bewegung bei Wei-
tem nicht am Ende. Gerade im 
Bereich der erneuerbaren Ener-
gien haben sich in den letzten 
Jahren viele neue Energiege-
nossenschaften gebildet, bei der 
durch aktive Teilhabe der Bür-
ger eine hohe Akzeptanz gegen-
über Projekten in den Bereichen 
Solar, Biogas und Wind erreicht 
wurde. Diese Richtung schlägt 
auch die Greenpeace Energy 
eG ein, die ihren Kunden nicht 
nur grüne Energie anbietet, son-
dern auch selbst unter anderem 
in die Wasserstoffproduktion 
investiert. Dabei geht es letzt-
lich allen Akteuren auch um 
die Wiederbelebung der alten 
Idee, Produktion und Konsum 
– in sozialer und ökologischer 
Verantwortung – näher zusam-

menzubringen. Oft geschieht 
dies abseits des gewerkschaft-
lichen Mainstreams, wie die 
wachsende Resonanz für die Be-
wegung Solidarische Landwirt-
schaft zeigt, bei der die Konsu-
menten sich finanziell und auch 
arbeitswirtschaftlich an der 
landwirtschaftlichen Erzeugung 
beteiligen. Anders, aber ähnlich 
verhalten sich Food-Coops, bei 
denen sich Verbraucher zusam-
menschließen, um vornehmlich 
ökologisch erzeugte Lebensmit-
tel aus der Region zu beziehen. 
Ein weiteres gutes Beispiel ist 
auch das Unternehmen arte-
Fakt Handelsagentur für Erzeu-
ger-Verbraucher-Ideen, das seit 
mehr als zwei Jahrzehnten er-
folgreich versucht, neue, nach-
haltigere und engere Beziehun-
gen zwischen Verbrauchern und 
Erzeugern von hochwertigen 
Olivenölen zu entwickeln.

Alte Strukturen aufbrechen
Für sozial- und umweltverträg-
liches Wirtschaften braucht 
es nicht unbedingt genossen-
schaftliche Unternehmen, ob-
gleich diese an vielen Stellen 
mit Nachdruck zeigen, wie sie 
sich im Wettbewerb mit anderen 
unternehmerischen Rechtsfor-
men durchaus behaupten kön-
nen. Dies gilt auch für die Berli-
ner Zentralkonsum, unter deren 
Dach sich 32 Genossenschaf-
ten und Tochtergesellschaften 
aus Ostdeutschland befinden. 
So zählt das mittelständische 
Unternehmen rund 200.000 
Mitglieder und hat sich nach 
der Öffnung der Mauer nicht 
durch hochdotierte Beratungs-
unternehmen wegberaten las-
sen. Martin Bergner, Vorstands-
sprecher der Zentralkonsum, 
freut es und er geht aktuell in 
die Offensive. Er will die bishe-
rige Zwangsmitgliedschaft in ei-
nem genossenschaftlichen Prü-
fungsverband aufkündigen. Das 
klingt nach Widerstand gegen 
schwerfällige, in die Jahre ge-
kommene Strukturen. Es klingt 
nach aufweckendem Scherben-
bruch – wie einst der Steinwurf 
von Konsumgenosse Gottfried 
Duttweiler wohl intendierte.

Aus Fehlern 
anderer 
gelernt

Im Jahr 2019 begehen die 
Konsumgenossenschaften 
ein besonderes Jubiläum, die 
„Redlichen Pioniere von Ro-
chdale“ feiern ihren 175. Ge-
burtstag. Im Dezember 1844 
wurde in der Toadlane in 
Roch dale bei Manchester 
der erste Laden der Redlichen 
Pioniere geöffnet. Schon zu-
vor gab es Versuche, entspre-
chende Läden zu eröffnen, 
doch erst dann kam es zum 
Durchbruch – weil die „Ge-
sellschaft der redlichen Pio-
niere von Rochdale“ aus den 
Fehlern der ersten Gründun-
gen lernten, um mit beson-
deren Prinzipien der Idee der 
Konsumgenossenschaften 
zum Erfolg zu verhelfen. Zu 
ihren Grundsätzen zählten 
eine ehrliche Geschäftspoli-
tik mit unverfälschter Ware 
zu vollem Gewicht und mit 
einkalkulierten Gewinnmar-
gen, eine begrenzte Verzin-
sung der Genossenschafts-
anteile verbunden mit einer 
Überschuss-Rückvergütung 
auf die getätigten Käufe so-
wie ein demokratisches Or-
ganisationsprinzip mit je-
weils nur einer Stimme je 
Mitglied, unabhängig von 
der Höhe der Kapitalbeteili-
gung. Anfänglich schlug ih-
nen noch Skepsis und teilwei-
ser Spott ihrer Mitbürger ent-
gegen, doch der Erfolg sollte 
ihnen bald recht geben. Fünf 
Jahre nach ihrer Gründung 
zählte die Konsumgenos-
senschaft 400 Mitglieder 
und erwirtschaftete einen 
Umsatz von umgerechnet 
132.000 Euro. Bis 1864 stieg 
die Mitgliederzahl auf knapp 
5.000, der Umsatz erreichte 
3,5 Millionen Euro. Die Idee 
blieb nicht auf Rochdale be-
schränkt: Bis 1864 existier-
ten in England und Schott-
land schon 600 Konsum-
genossenschaften mit rund 
130.000 Mitgliedern und ei-
nem Umsatz von umgerech-
net 56 Millionen Euro.

175. Geburtstag der 
„Redlichen Pioniere 
von Rochdale“
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Wohnungsbaugenossenschaften sind beim Neubau unverzichtbar. Sie sichern 
spekulationsfreie und stabile Mieten, bislang unter schwierigen Bedingungen

Anders als gewohnt

Von Kristina Simons

„Eigentum verpflichtet. Sein Ge-
brauch soll zugleich dem Wohle 
der Allgemeinheit dienen.“ So 
steht es in Artikel 14 unseres 
Grundgesetzes, das gerade sei-
nen 70. Geburtstag gefeiert hat. 
Doch in zahlreichen, vor allem 
großen Städten haben viele Mie-
ter das Gefühl, dass das Eigen-
tum an Wohngebäuden vor al-
lem den Renditen ihrer Besitzer, 
oft große Investorengesellschaf-
ten, dienen soll. Bei Wohnungs-
genossenschaften steht hin-
gegen schon seit den ersten 
Gründungen Ende des 19. Jahr-
hunderts die Vision vom selbst-
bestimmten, von Spekulation 
und Mietwucher unbelasteten 
Wohnen im Vordergrund.

Aktuell gibt es in Deutsch-
land rund 2.000 Wohnungs-
baugenossenschaften (WBG) 
mit einem Bestand von insge-
samt 2,2 Millionen Wohnungen. 
Viele der genossenschaftlichen 
Grundideen, wie der Kündi-
gungsschutz oder die Begren-
zung von Mietsteigerungen, 
sind heute rechtlich verankert.

Auch kommunale Wohnungs-
baugesellschaften haben den 
Auftrag, Wohnungen dauerhaft 
preiswert und unter sozialver-
träglichen Gesichtspunkten zu 
vermieten. Doch sie sind bis-
weilen widersprüchlichen po-
litischen Entscheidungen aus-
geliefert. So haben viele Städte 
eigene Wohnungsbestände ver-
kauft, um mit dem Geld ihre 
Schuldenberge abzubauen. Ein 
besonders krasses Beispiel ist 
Dresden, das 2006 alle seine 
48.000 Wohnungen verkauft 
hat und damit auf einen Schlag 
schuldenfrei wurde. Der Ber-
liner Senat hat zwischen 1990 
und bis in die Mitte der Nuller-
jahre fast 200.000 der insge-
samt etwa 500.000 landesei-
genen Wohnungen privatisiert. 
Ehemals städtische Wohnungs-
baugesellschaften wie die GSW 
gingen an private Investoren. 
Den Preis dafür zahlten jedes 
Mal die Mieter. Auch vor die-
sem Hintergrund wächst die 
Nachfrage nach genossenschaft-
lichem Wohnen mit langfristig 
stabilen Mieten.

Gerade in Großstädten wird 
Wohnraum immer knapper. 
Die Prognos-Studie „Wer baut 
Deutschland? – Inventur zum 
Bauen und Wohnen 2019“ zählt 
die Städte Berlin, Düsseldorf, 
Frankfurt am Main, Hamburg, 
Köln, München und Stuttgart 
zu den Top 7 unter den ange-
spannten Mietmärkten. Wei-
tere 35 Städte und Kreise ha-
ben „sehr angespannte“, noch 
mal 96 „angespannte Woh-
nungsmärkte“. Inzwischen ver-
suchen die Landes- und Kom-
munalverantwortlichen ge-
genzusteuern und fördern den 

hilfen in Form von zinsgünsti-
gen Darlehen in Anspruch neh-
men. Auch die Stadt Hamburg 
vergibt seit Anfang dieses Jah-
res Zuschüsse und Darlehen an 
Baugemeinschaften mit genos-
senschaftlichem Eigentum, die 
preisgünstige Wohnungen neu 
bauen oder durch Gebäudeer-
weiterungen schaffen wollen.

Seit 2018 fördert auch Ber-
lin Genossenschaften, die neu 
bauen oder Bestände erwerben 
wollen, mit zinslosen, nachran-
gigen Darlehen. Seit diesem Feb-
ruar hat das Land einen eigenen 
Genossenschaftsbeauftragten 
als ständigen Ansprechpartner 
der Berliner Wohnungsbauge-
nossenschaften. „Außerdem hat 
sich der Senat darauf geeinigt, 
dass in den neuen Stadtquartie-
ren – derzeit gibt es 14 Stück – 
mindestens 20 Prozent der ver-
fügbaren und noch beplanbaren 
landeseigenen Grundstücke Ge-
nossenschaften zur Errichtung 
von Wohnraum zur Verfügung 
gestellt werden sollen“, erläutert 
Katrin Dietl, Pressesprecherin 
der Senatsverwaltung für Stadt-
entwicklung und Wohnen. Aktu-
ell 21 Grundstücke zwischen 370 
bis 7.500 Quadratmetern stellt 
der Senat ihnen dafür durch 
Konzeptvergabe in Erbbaurecht 
zur Verfügung.

Das Bündnis Junge Genossen-
schaften, in dem sich 30 Berli-
ner Bau- und Wohngenossen-
schaften zusammengeschlos-
sen haben, hat deshalb im März 
2018 einen Forderungskatalog 
mit konkreten Vorschlägen für 
eine neue Vergabepraxis für öf-
fentliches Bauland und neue Fi-
nanzierungsinstrumente vor-
gelegt. Denn in der Hauptstadt 
müssten in den nächsten Jah-
ren mehr als 20.000 Genos-
senschaftswohnungen gebaut 
werden, nur um deren Anteil 
von derzeit rund 12 Prozent zu 
halten.

Den Vorstoß des Senats hält 
Bündnissprecher Ulf Heitmann, 
zugleich Vorstand der Genos-
senschaft Bremer Höhe, aller-
dings für reine Theorie. „Die 
Wohnungsbauförderung ist de-
fizitär und zu statisch und die an 
die Vergabe geknüpften Bedin-
gungen sind in der Praxis viel 
zu unklar.“ Zum Beispiel könne 
der Erbpachtzins immer weiter 
steigen und Genossenschaften 
so vor unberechenbare finanzi-
elle Probleme stellen. Teilweise 
seien die Grundstücke noch 
nicht baureif, müssten aber 
nach Vergabe innerhalb von drei 
Jahren bebaut werden. „Sonst 
drohen Strafzahlungen.“ Auch 
der Verwaltungsaufwand für 
die Konzeptvergabe sei enorm. 
„Die Genossenschaften müssen 
knapp 1.000 Seiten Unterlagen 
ausfüllen, um daran teilzuneh-
men – um dann vielleicht nur 25 
Wohnungen bauen zu können!“

Und sie bauen doch

Trotz aller Widrigkeiten schaffen es Genossenschaften immer 
wieder, Bauprojekte zu stemmen und zu für Neubauten vergleichs-
weise günstigen Mieten anzubieten. Von den vom GdW Bundesver-
band deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen vertrete-
nen Wohnungsgenossenschaften haben 298 im Jahr 2018 
zusammen 8.863 Wohneinheiten fertiggestellt. Zwischen 2011 und 
2017 bauten sie 37 Prozent der rund 114.400 von GdW-Mitgliedern 
fertiggestellten Wohnungen. Nur kommunale Wohnungsunterneh-
men bauten mit einem Anteil von 46 Prozent mehr.
Aktuell plant in Hamburg die Genossenschaft Altonaer Spar- und 
Bauverein (Altoba) Neubauten mit rund 600 Wohnungen. Von den 
140 Wohnungen, die Altoba derzeit im neuen Quartier Mitte Altona 
baut, sind 15 Wohnungen frei finanziert. „Hier wird die monatliche 
Quadratmetermiete kalt zwischen 10,50 und 12,50 Euro liegen“, so 
der Vorstandsvorsitzende Burkhard Pawils. Die anderen Wohnun-
gen sind öffentlich gefördert. Je nach Förderweg – die Wohnungen 
werden teilweise speziell für Baugemeinschaften errichtet  – liegen 
die Anfangsmieten hier zwischen 6,40 und 8,40 Euro pro Quadrat-
meter. Auch die Genossenschaft Bauverein der Elbgemeinden (BVE) 
baut in Mitte Altona insgesamt 90 Wohnungen, der Großteil davon 
gefördert und zu Kaltmieten von 8,60 Euro. Zehn Wohnungen sind 
frei finanziert und werden kalt zwischen 11 und 13 Euro pro 
Quadratmeter kosten. Die Berolina eG baut derzeit das sechste 
Mehrfamilienhaus ihres Neubauprojekts MYRICA in Berlin-Mitte. Die 
Quadratmeterpreise liegen hier kalt bei 10,80 bis 11,80 Euro.

Neubau der eigenen Wohnungs-
baugesellschaften. Auch für Ge-
nossenschaften soll es leichter 
werden, neu zu bauen. Denn ge-
rade kleine WBGs haben es an-
gesichts steigender Bodenpreise 
und fehlender Flächen schwer. 
„In Berlin wurden viele Verdich-
tungs- und Aufstockungsmög-
lichkeiten in den vergangenen 
Jahren bereits ausgeschöpft“, 
sagt Barbara König vom Genos-
senschaftsforum. Die Möglich-
keiten, neu zu bauen, seien des-
halb begrenzt.

Grundstücke, die sich im Ei-
gentum des Bundes bzw. der 
öffentlichen Hand befinden, 
sollten deshalb bewusst verge-
ben und nicht an den Höchst-
bietenden verkauft werden, 
schlussfolgert auch die Prog-
nos-Studie. Denn viele private 
Investoren und Wohnungsun-
ternehmen sowie Genossen-
schaften könnten aufgrund 
der hohen Bodenpreise in vie-
len Regionen oftmals keine be-
zahlbaren Mietwohnungen für 

Zielgruppen der unteren und 
mittleren Preissegmente ent-
wickeln. „Über Konzeptverga-
ben bei kommunalen Grund-
stücken kann die Kommune ei-
nen gestaltenden Einfluss auf 
die Entwicklung der Fläche 

nehmen.“ Vereinzelt geschieht 
das bereits. So werden in Mün-
chen mittlerweile in den großen 
städtischen Siedlungsgebieten 
20 bis 40 Prozent der Gesamt-
flächen an Baugemeinschaften 
und Wohnungsbaugenossen-
schaften vergeben. Um – für 
München – günstige Eingangs-
mieten ab 10,50 Euro zu ermög-
lichen, kann eine Genossen-
schaft oder Baugemeinschaft 
zusätzlich städtische Finanz-

Die Genossenschaft Möckernkiez baute bis 2018 in Berlin-Kreuzberg 471 Wohnungen  Foto: Karsten Thielker

Hohe Bodenpreise 
machen Neubau 
teuer, hier ist der 
Staat gefragt
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Anzeige

Dem gesellschaftlichen Engagement von Sozialgenossenschaften sind kaum Grenzen gesetzt. Sie setzen sich in 
unterschiedlichsten Projekten ein: für Kinder, Senioren, Obdachlose, Geflüchtete und Menschen mit Behinderung

Viele Facetten des Sozialen

Von Anna Löhlein

„Es fehlt an Wohnungen und 
Hilfe für ältere, hilfebedürftige 
Menschen. Wenn all das ausrei-
chend da ist, ist die Welt ein bes-
serer Ort“, beschreibt Hubertus 
Droste seinen großen Wunsch 
an die Gesellschaft. Um diesem 
Ideal aktiv ein Stück näherzu-
kommen und nicht allein ande-
ren die Arbeit an dessen Umset-
zung zu überlassen, gründete er 
vor vier Jahren zusammen mit 
weiteren Mitstreitern die Bür-
gerSozialGenossenschaft (BSG) 
Biberach eG. Ein regional agie-
render, mittlerweile sehr gut 
vernetzter und erfolgreicher 
Zusammenschluss von Men-
schen, die miteinander, fürei-
nander tätig sind. Konkret: Von 
den mittlerweile rund 350 Mit-
gliedern setzen sich gut 70 als 
aktive Helfer für rund 150 Perso-
nen ein, die aufgrund ihres Al-
ters Unterstützung bei der Be-
wältigung des Alltags benöti-
gen, die übrigen befinden sich 
quasi im Wartestand. „Durch 
ihre Mitgliedschaft sind die 
Leute Eigentümer des Unterneh-
mens und haben dadurch einen 
Anspruch auf Leistungen, auch 
wenn sie diese jetzt noch nicht 
benötigen“, erläutert der ehema-
lige langjährige Vorstand einer 
Genossenschaftsbank das Prin-
zip. Als „Währung“ steht den Hel-
fern neben direkter Bezahlung 
wahlweise ein „Zeitwertkonto“ 
offen, auf welchem sie heute 
geleistete Hilfe, wenn sie später 
selbst bedürftig werden, für sich 
selbst einlösen können – auch 
um eine solch langjährige Ver-
lässlichkeit garantieren zu kön-
nen, eignet sich die Rechtsform 
einer Genossenschaft.

Die Soziologin Marleen Thür-
ling promoviert seit 2015 zum 
Phänomen der Sozialgenossen-
schaften, derzeit an der Hum-
boldt-Universität zu Berlin am 
Institut für Genossenschafts-
wesen. Sie beobachtet ein deut-
lich gesteigertes Interesse an 
der Rechtsform der eG seit Be-
ginn der 2000er Jahre. Diese 
Tendenz führt Thürling nicht 
zuletzt auf die Finanzkrise und 
den damit einhergegangenen 
Vertrauensverlust in Unterneh-
men zurück, die rein gewinnori-
entiert arbeiten. „Das Besondere 
an Genossenschaften ist ja, dass 
sie sich dem Zweck verpflich-
ten und nicht dem Profit. Mit-
glieder identifizieren sich mit 
dem Unternehmen, es ist ‚ihr‘ 
Unternehmen. Sie sind gleich-
zeitig Nutzer und Miteigentü-

Jörg Richert  Foto: Christoph Soeder/dpa/picture alliance  

mer der Leistung, die die Genos-
senschaft bietet. Jedes Mitglied 
verfügt konkret über ein Mitbe-
stimmungsrecht auf Grundlage 
des demokratischen Prinzips: Es 
verfügt über genau eine Stimme, 
unabhängig davon, wie viele An-

des gesellschaftlichen Umfeldes 
im Blickpunkt der Akteure. Ein-
ziges Manko bei der Gründung 
von Genossenschaften ist der 
hohe Kostenfaktor, der über-
wiegend auf ein umfassendes 
Prüfsystem zurückzuführen 
ist. Doch da Genossenschaften 
auf dem sozialen Sektor mehr 
und mehr strukturelle Lücken 
schließen (etwa in der Daseins-
vorsorge oder Nahversorgung), 
werden sie zunehmend interes-
sant für Politik und Verwaltung, 
Förderprogramme entstehen. 
Thürlings Forschung liegt ein 
weit gefasster Begriff der Sozi-
algenossenschaften zugrunde: 
Nicht ausschließlich die reinen 
Mitglieder-für-Mitglieder-Ge-
nossenschaften, sondern alle 
am Gemeinwesen orientierten 
eGs im sozialen und kulturel-
len Bereich fallen unter die De-
finition. „So ist etwa der Dorfla-
den oder das Schwimmbad, die 
durch eine Genossenschaft ge-
gründet und betrieben oder wei-
terbetrieben werden, weil sie für 
den Markt nicht profitabel ge-
nug wären, ein Beitrag für die 
gesamte Dorfgemeinschaft und 
die Genossenschaft ist folglich 
eine Sozialgenossenschaft.“

Auch so kann die Arbeit ei-
nes Sozialgenossenschaftlers 
aussehen: Jörg Richert Vorsit-
zender der im Bereich Obdach-
losen-, Kinder- und Jugendhilfe 
angesiedelten Karuna Sozialge-
nossenschaft mit Familiensinn 
eG aus Berlin, befindet sich zu-
sammen mit einigen Mitglie-
dern auf einer Reise durch die 
USA, um sich die Arbeit örtli-
cher NGOs anzusehen. Die Ka-
runa setzt einerseits auf den fes-
ten Kern ihrer knapp 100 Mit-
glieder, gleichzeitig aber auch 
auf eine lokale und globale Ver-
netzung aus der Genossenschaft 
heraus. Reichert: „Wir als Sozial-
genossenschaft haben zum Ziel, 
die unterschiedlichsten Prota-
gonisten an einen Tisch zu ho-
len. Durch eine große Diver-
sität der Akteure bündeln wir 
eine Bandbreite an Ressourcen 
und Expertisen. Dazu gehört 
auch das Wissen über das Le-
ben auf der Straße, welches Be-
troffene mitbringen.“ So sind in 
den drei Jahren seit der Grün-
dung bereits erstaunliche Pro-
jekte realisiert oder angescho-
ben worden. Der Hitzehilfe-Bus 
in Berlin, mobile Versorgungs-
Kioske, ein Tiny-Houses- und 
Urban-Gardening-Projekt, eine 
Hilfe-App für Wohnungslose, 
die „Konferenz der Straßenkin-
der“.

Die Außenwirkung erfolgrei-
cher Projekte sowie die Möglich-
keit auch als Nichtmitglied da-
ran zu partizipieren, zahle sich 
aus, so Reichert, zeige sich in So-
lidarität und wirke stärkend auf 
die Demokratie. Ein übergeord-
neter Zweck der Karuna zielt da-
rauf, BürgerInnen darin zu un-
terstützen, in die Eigenverant-
wortung zu gehen. „Es geht um 
die Aktivierung deiner selbst. 
Bei der Umsetzung deiner Idee 
steht dir die Genossenschaft zur 
Seite“, so Richert. Impulse wer-
den häufig in Form konkreter 
Ideen oder Notstände Betrof-
fener hereingetragen und dis-
kutiert. Hier spielt die Genos-
senschaft die Rolle eines „Er-
möglichers“. Auch Thürling 
beschreibt die Sozialgenossen-
schaft als einen „Möglichkei-
tenraum“, in welchem Bürge-
rInnen eine relativ große Ge-
staltungsfreiheit haben, da eGs 
nicht so sehr dem Konkurrenz-
druck ausgesetzt sind. Reichert 
erklärt: „Häufig scheitert eine 
gute Idee an der Überzeugung, 
diese auch umsetzen zu können. 
In solchen Fällen ermutige ich, 
sich auf die Sache zu konzent-
rieren, nicht an das Geld zu den-
ken, denn das findet sich.“ Mög-
liche Wege führten über Stiftun-
gen, Spenden oder Invests durch 
finanzstärkere Mitglieder.

Beispiele dafür, welche Ener-
gie durch Prinzipien wie Mit-
bestimmung, Eigenverant-
wortung, Selbstorganisation, 
Partizipation und Solidarität 
freigesetzt werden kann, zeigen 
sich auch bei vielen anderen So-
zialgenossenschaften.

teile gezeichnet wurden“, erläu-
tert Thürling. Zum Aufwärts-
trend an Neugründungen von 
Sozialgenossenschaften führt 
überdies eine Gesetzesnovelle 
von 2006, die die Gründung 

von Genossenschaften auch zu 
sozialen und kulturellen Zwe-
cken erlaubt. Thürling: „Seither 
verzeichnen wir in Deutschland 
jährlich rund 40 Neugründun-
gen von Genossenschaften auf 
diesem Gebiet.“ Sozialgenossen-

schaften entstanden als „Kinder 
der Not“ und waren anfangs Zu-
sammenschlüsse Bedürftiger 
zur Selbsthilfe. Heute steht zu-
nehmend die Möglichkeit der 
Partizipation und Mitgestaltung 

Starthilfe

Förderprogramme zur Gründung 
von Sozialgenossenschaften 
Bayern: „Zukunftsinitiative 
Sozialgenossenschaften“ www.
sozialgenossenschaften.bayern.
de
Baden-Württemberg: „Gut 
Beraten!“ www.beteiligungspor-
tal.baden-wuerttemberg.de
Niedersachsen: www.ms.
niedersachsen.de > Themen > 
Senioren/Generationen > 
Gründung Sozialgenossen-
schaften
Über die Gründung einer 
Sozialgenossenschaft infor-
miert die Broschüre „Miteinan-
der – Füreinander“ der „Paritäti-
schen BaWü“: www.paritaet-bw.
de > Verband > Publikationen > 
Veröffentlichungen/Broschüren

Ein 
Genosse 
für Berlin

„Klar Schiff“ 
in Holland

Katrin Lompscher, Senato-
rin für Stadtentwicklung und 
Wohnen in Berlin, hat im Fe-
bruar Jochen Hucke zum Ge-
nossenschaftsbeauftragten 
des Landes Berlin ernannt: 
Ziel sei es, mit ihm den genos-
senschaftlichen Wohnungs-
bau weiter voranzubringen. 
„Bezahlbares und selbstbe-
stimmtes Wohnen bei Woh-
nungsgenossenschaften ist 
ein Markenzeichen, das den 
sozialen Zusammenhalt in 
Berlin bewahrt und fördert“, 
sagte Hucke bei seiner Er-
nennung. „Damit dies auch 
künftig im wachsenden Ber-
lin so bleibt, brauchen wir 
auch mehr genossenschaftli-
chen Neubau.“ Viele der rund 
100 Wohnungsbaugenos-
senschaften in Berlin seien 
bereit, durch Neubau ihren 
Beitrag zur Entspannung des 
Wohnungsmarkts zu leisten. 
„Dass der Senat nunmehr 
22 Grundstücke für diesen 
Zweck zur Verfügung stellen 
will, ist eine wichtige Unter-
stützung – das kann aber erst 
ein Anfang sein“, so Hucke.

Nördlich von Amsterdam 
entsteht eine Wassersied-
lung mit weitgehend autono-
mer Energieversorgung. Das 
Projekt heißt „Schoonschip“ – 
„klar Schiff“. Die Idee: 30 Häu-
ser mit 47 Wohnungen bilden 
eine Energieeinheit, die ih-
ren Strom mittels Solarener-
gie weitgehend selbst erzeugt 
und die Energie mit Wärme-
pumpen und Batterien auch 
selbst speichert. Als Energie-
genossenschaft organisiert, 
betreibt die Siedlung ihr ei-
genes Microgrid. Die Häu-
ser sind untereinander ver-
netzt, verfügen aber auch 
über einen Anschluss an das 
kommunale Stromnetz – ei-
nen für das gesamte Wohn-
projekt. Dieser Netzknoten 
dient der Absicherung von 
Schoonschip in Spitzenver-
brauchszeiten, auch bei lee-
ren Batteriespeichern und 
wenig Sonne. Wärmespeicher 
in Kombination mit Wärme-
pumpen und Ladestationen 
für Elektrofahrzeuge können 
flexibel entsprechend der 
Verfügbarkeit erneuerbarer 
Energien gesteuert werden.


